
FffHess isches Programm für Agrarumwelt- und Landschaftspflege-

Maßnahmen (HALM2)

– H.2  sichere Schaf - und Ziegenbeweidung –

Verringerungsantrag 

Hiermit beantrage ich … 

_________________________________________________________________________________________________ 
Name, Vorname 

_________________________________________________________________________________________________
Anschrift 

Personenident  

die dauerhafte Verringerung  (zutreffendes bitte ankreuzen) 

□ meiner gesamten HALM2–Verpflichtung bzw. meiner gesamten HALM2–Verpflichtungsflächen,

□ der nachfolgend aufgeführten HALM2–Verpflichtungsfläche(n) (gem. Seite 2).

ab    01.01.20 __ __    bis zum Ende des Verpflichtungszeitraumes. 

Als Nachweis für den dauerhaften Verlust der Verfügungsgewalt über die Fläche/n lege ich folgende  Nachweis/e (z.B. 

Kündigung Pachtvertrag, Kaufvertrag) bei:____________________________________ (Ohne Nachweis/e ist eine 

dauerhafte Verringerung der HALM2-Verpflichtung nicht möglich!) 

Mir ist bewusst, dass: 

- dauerhafter Verlust der Verfügungsgewalt bedeutet z. B., dass der Pachtvertrag gekündigt wird oder Flächen verkauft werden. Die Flä-
chen, die über einen Verringerungsantrag aus der Verpflichtung ausscheiden, dürfen dauerhaft nicht mehr im FNN angegeben
werden.

- bei einer Betriebsaufgabe aus Altergründen ebenfalls ein Verringerungsantrag gestellt werden kann, in diesem Fall für den dauerhaften 
Verlust des gesamten Betriebs.

- nach einem Verringerungsantrag ab dem folgenden Jahr durchaus ein Erweiterungsantrag gestellt werden kann, sofern es sich um
andere Flächen handelt.

- bei Flurbereinigungsverfahren das EU-Recht folgendes vorsieht (VO 1305/2013, Artikel 47 Abs.3): „Ist der Begünstigte an der weiteren 
Erfüllung seiner eingegangenen Verpflichtungen gehindert, weil der Betrieb oder ein Teil des Betriebs neu parzelliert wurde, Gegen-

stand von Flurbereinigungsverfahren oder von den zuständigen öffentlichen Behörden gebilligten Bodenordnungsverfahren ist, so tref-
fen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen, um die Verpflichtungen an die neue Lage des Betriebs anzupassen. Erweist

sich eine solche Anpassung als unmöglich, so endet die Verpflichtung, ohne dass für den tatsächlichen Verpflichtungszeitraum eine
Rückzahlung gefordert wird.“ Hier ist also im Einzelfall zu prüfen, ob der Verpflichtungsumfang verringert werden, oder, bei flächen-
scharfen Maßnahmen, auf andere Flächen übertragen werden kann.

           Verringerungsanträge sind grundsätzlich bis zur Abgabe des „Gemeinsamen Antrags“ im Jahr der  
Ve   Verringerung zu stellen, spätestens bis zum letztmöglichen Tag der Abgabe des „Gemeinsamen Antrags“. 

___  _______________  ___________________________________________________  

Datu    Datum    Unterschrift des/der Verpflichtungsinhaber/in 



Der dauerhafte Verlust der Verfügungsgewalt 
gilt für folgende Fläche/n: 

Der dauerhafte Verlust der Verfügungsgewalt gilt für folgende Flächen: 

Sichere Schaf - und Ziegenbeweidung (H.2): 

_________________ ha 
 

 
Datenschutzhinweise der Abteilung Landwirtschaftsförderung für Antragsteller 

von landes-, bundes- und EU-finanzierten Fördermaßnahmen - gültig ab 
25.05.2018 – 

Mit den folgenden Informationen geben wir Ihnen einen kurzen Überblick über die Verarbeitung Ihrer personen-
bezo-      genen Daten im Rahmen Ihrer Antragstellung und Ihre Rechte nach der EU-Datenschutzgrundverord-
nung  
(EU-DSGVO). Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeb-
lich nach der beantragten Förderung oder den beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen. Daher werden 
nicht alle Teile dieser Informationen auf Sie zutreffen. 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden?

a. Verantwortlicher Datenverarbeiter ist die
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
– rechtlich unselbstständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale –
Geschäftsleitung
Neue Mainzer Straße 52- 58
60311 Frankfurt am Main
E-Mail: datenschutz-zahlstelle@wibank.de

b. Sie erreichen unsere betriebliche Datenschutzbeauftragte unter
Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale Datenschutzbeauftragte
Neue Mainzer Straße 52- 58
60311 Frankfurt am Main
Tel: 0049-69-9132-01
E-Mail: datenschutz@helaba.de

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten die personenbezogenen Daten, die Sie im Rahmen Ihrer Antragstellung angeben. Zudem  
verarbeiten wir – soweit für die vollständige Antragsbearbeitung erforderlich – personenbezogene Daten, die wir 
aus öffentlich zugänglichen Quellen (z.B. Schuldnerverzeichnissen, Grundbüchern, Handels- und Vereinsregis-
tern, Presse, Internet) zulässigerweise gewinnen, die uns von den in den Antrags- und Bearbeitungsprozess ein-
bezogenen Stellen (z.B. Kommunen, Landkreise, Regierungspräsidien, Land Hessen) oder von sonstigen Dritten 
(z.B. im Rahmen von Abtretungen und Pfändungen) zulässigerweise übermittelt werden. Personenbezogene Da-
ten sind dabei insbesondere Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort und 
Staatsangehörigkeit), Legitimationsdaten (z. B. Ausweisdaten), Authentifikationsdaten (z. B. Unterschriftprobe), 
die Verfügungsberechtigung über Konten und Zeichnungsvollmachten sowie die im Verzeichnis der Betriebsdaten 

(Nur von der Behörde auszufüllen) 

Verringerung am Vorgang erfasst 

Vorgang „Verringerung“ abschließend bearbeitet 

III.1.3.f-L.1: Dauerhafter Verlust der Verfügungsgewalt bedeutet z. B., dass der Pachtvertrag gekündigt wird oder Flächen verkauft

werden. Die Flächen, die über einen Verringerungsantrag aus der Verpflichtung ausscheiden, dürfen dauerhaft nicht mehr im FNN

des betreffenden Landwirts angegeben werden.

 III.1.3.f-L.2: Der dauerhafte Verlust der Verfügungsgewalt über Tiere bezieht sich ausschließlich auf das Förderverfahren G.2

(nicht auf die Tierhaltungsverpflichtung gemäß Ziffer B.1.3.c.

 III.1.3.f-L.3: Bei einer Betriebsaufgabe aus Altergründen kann ebenfalls ein Verringerungsantrag gestellt werden, in diesem Fall

für den dauerhaften Verlust des gesamten Betriebs.

 III.1.3.f-L.4: Nach einem Verringerungsantrag kann ab dem folgenden Jahr durchaus ein Erweiterungsantrag gestellt werden,

sofern es sich um andere Flächen handelt.

 III.1.3.f-L.5: Bei Flurbereinigungsverfahren sieht das EU-Recht folgendes vor (VO 1305/2013, Artikel 47 Abs.3): „Ist der Begüns-

tigte an der weiteren Erfüllung seiner eingegangenen Verpflichtungen gehindert, weil der Betrieb oder ein Teil des Betriebs neu par-
zelliert wurde, Gegenstand von Flurbereinigungsverfahren oder von den zuständigen öffentlichen Behörden gebilligten Bodenord-

nungsverfahren ist, so treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen, um die Verpflichtungen an die neue Lage des Be-

triebs anzupassen. Erweist sich eine solche Anpassung als unmöglich, so endet die Verpflichtung, ohne dass für den tatsächlichen Ver-

pflichtungszeitraum eine Rückzahlung gefordert wird.“ Hier ist also im Einzelfall zu prüfen, ob der Verpflichtungsumfang verringert
werden, oder, bei flächenscharfen Maßnahmen, auf andere Flächen übertragen werden kann.

Posteingang
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als Anlage zu § 2 InVeKoSDG (Gesetz über die Verarbeitung und Nutzung von Daten im Rahmen des Integrier-
ten Verwaltungs- und Kontrollsystems nach den unionsrechtlichen Vorschriften für Agrarzahlungen) aufgeführten 
Daten. 
Darüber hinaus können dies auch Vertragsdaten, Werbe- und Vertriebsdaten, Registerdaten sowie Daten über 
Ihre Nutzung von unseren angebotenen Telemedien (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, angeklickte 
Seiten von uns bzw. Einträge) und andere vergleichbare Daten sein. 

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der EU-DSGVO, dem Bundesda-
tenschutzgesetz und dem Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG). 

a. zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1 b DSGVO)
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit der Antragstellung und –bearbeitung, der
Prüfung der Fördervoraussetzungen, der Bewilligung oder Ablehnung und der Abwicklung von Förderanträgen.
b. aufgrund rechtlicher Verpflichtungen (Art. 6 Abs. 1 c DSGVO)

Wir unterliegen diversen rechtlichen Verpflichtungen, das umfasst gesetzliche Anforderungen (z.B. Kreditwesen-
gesetz, Geldwäschegesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze), bankaufsichtsrechtliche Vorgaben (z.B.
der Europäischen Zentralbank, der Europäischen Bankenaufsicht, der Deutschen Bundesbank und der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht) sowie besondere förderrechtliche Anforderungen im Zusammenhang
mit der Umsetzung von EU-, Bundes- und Landes-Förderprogrammen. Zu den Zwecken der Verarbeitung gehö-
ren unter anderem die Kreditwürdigkeitsprüfung, die Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprä-
vention, die Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten sowie die Bewertung und Steuerung von Risi-
ken in der Bank sowie die Einhaltung der EU-, Bundes- und Landes-Vorgaben zu den Voraussetzungen von För-
dermaßnahmen und den durchzuführenden Kontroll- und Prüfungsmaßnahmen.
c. im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt (Art. 6 Abs. 1 e DSGVO)

Der WIBank obliegt die monetäre Ausführung von öffentlichem Fördergeschäft im Land Hessen. Bei der Erfüllung
der damit im Zusammenhang stehenden Aufgaben erfolgt die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten auch
im
öffentlichen Interesse. Dies ist insbesondere der Fall in Zusammenhang mit der Antragsbearbeitung, der Prüfung
der Fördervoraussetzungen und der Bewilligung von Förderdarlehen und Zuschüssen sowie hinsichtlich durchzu-
führender Kontroll- und Prüfungsmaßnahmen.
Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Antragsbearbeitung hinaus zur Aufklärung z.B.
von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, insbesondere zu Lasten des Haushalts der Europäischen Union und
der
öffentlichen Haushalte.
d. aufgrund Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO)
Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke erteilt
haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung gegeben.

4. Wer bekommt meine Daten?

a. Innerhalb der WIBank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die diese zur vol lständigen Antragsbe-
arbeitung und zur vollständigen Antragsabwicklung brauchen. Auch eingesetzte Dienstleister (Art. 28 DSGVO)
und Erfüllungsgehilfen können zu diesen Zwecken Daten nach Maßgabe der DSGVO erhalten.
Anträge mit personenbezogenen Daten, die Sie je nach Fördermaßnahmen bei den dafür zuständigen Kreisver-
waltungen oder bei den Regierungspräsidien des Landes Hessen stellen, gelten als Anträge an die WIBank.
b. Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb der WIBank ist zunächst zu beachten, dass wir
zur
Verschwiegenheit über alle antragsbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet sind, von denen wir Kennt-
nis erlangen.
Informationen über Antragsteller und Antragsinhalte dürfen wir grundsätzlich nur weitergeben, wenn rechtliche
Regelungen dies zulassen, der Antragsteller eingewilligt hat oder wir zur Erteilung einer Auskunft verpflichtet sind.
Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten z.B. sein:

 Öffentliche Stellen und Institutionen (z.B. das Land Hessen oder die Europäische Kommission als För-
dergeber, der Hessische Rechnungshof, der Bundesrechnungshof und der Europäischen Rechnungs-
hof, Europäische Zentralbank, Europäische Bankenaufsicht, Deutsche Bundesbank, Bundes-anstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht, Strafverfolgungsbehörden, Justiz),

 der Helaba-Konzern im Rahmen der Zahlungsabwicklung der Förderprogramme,

 die Bewilligungsstellen und die mit der Auszahlung und Prüfung befassten Stellen und Behörden des
Landes, des Bundes und der Europäischen Union,

 die Stellen, die zum Abgleich mit anderen Förderprogrammen, die im Rahmen der EU-Verordnungen

und der nationalen Rechtsvorschriften gewährt werden, zuständig sind,

 Finanzbehörden, soweit sie Daten anfordern und die Übermittlung zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben erforderlich ist und wir einer rechtlichen Verpflichtung zur Übermittlung unterliegen,

 die nach § 197 Absatz 4 SGB VII zur Feststellung der Versicherungspflicht und zum Zwecke der Bei-
tragserhebung an die Träger der landwirtschaftlichen Sozialversicherung zuständigen Stellen.

5. Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt?



Eine Datenübermittlung an Stellen in Staaten außerhalb der Europäischen Union (sogenannte Drittstaaten) findet 
nicht statt. 

6. Wie lange werden meine Daten gespeichert?

Wir speichern Ihre Daten im Hinblick auf Art. 69 VO 1306/2013 grundsätzlich wenigstens 10 Jahre, sofern nicht 
andere zwingende Aufbewahrungsvorschriften für die konkrete Förderung eine längere Aufbewahrungsfrist vor-
schreiben bzw. sonstige berechtigte Belange, wie z.B. eine Rechtsverfolgung, eine längere, zeitlich befristete Auf-
bewahrung erforderlich 
machen; die Daten werden gelöscht, sobald sie für den Zweck ihrer Verarbeitung nicht mehr erforderlich sind und 
keine besonderen gesetzlichen Aufbewahrungspflichten bestehen. 

7. Welche Datenschutzrechte habe ich?

Jede betroffene Person hat das 
• Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO,
• Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO,
• Recht auf Löschung nach Art. 17 DSGVO,
• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO,
• Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DSGVO.
Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darüber
hinaus besteht ein Beschwerderecht bei einer zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde (Artikel 77 DSGVO
i.V.m. § 19 BDSG), d.h. beim

Hessischen Datenschutzbeauftragten 
Gustav-Stresemann-Ring 1 
65189 Wiesbaden 

Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten (sieht unter 3.d.) können Sie jederzeit 
uns gegenüber widerrufen. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der 
DSGVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. 
Der Widerspruch kann gerichtet werden an: 

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 
– rechtlich unselbstständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale –
Abteilung Landwirtschaftsförderung

Kaiserleistr. 29 - 35
63067 Offenbach
E-Mail: datenschutz-zahlstelle@wibank.de

Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, 
sind davon nicht betroffen. Im Rahmen des Förderverfahrens stellen Sie diejenigen personenbezogenen Daten 
bereit, die für die Aufnahme, Durchführung und Beendigung eines Förderverhältnisses und zur Erfüllung der da-
mit verbundenen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese 
Daten [und ggfs. ihre Weitergabe an die oben aufgeführten Empfängerkategorien] ist nach Widerruf der Einwilli-
gungserklärung eine (weitere) Förderung gegebenenfalls nicht mehr möglich. 

8. Gibt es für mich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

Im Rahmen Ihrer Antragstellung stellen Sie diejenigen personenbezogenen Daten bereit, die für die Aufnahme, 
Durchführung und Abwicklung des Förderverhältnisses und zur Erfüllung der damit verbundenen Pflichten erfor-
derlich sind, oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten ist eine Förderung in der 
Regel nicht möglich. Entsprechend der Bedingungen der einzelnen Fördermaßnahmen setzt die Förderung auch 
die Weitergabe Ihrer personenbezogenen Daten an unsere Dienstleister, Förderpartner und/oder öffentliche Stel-
len wie das Land Hessen oder die EU-Kommission voraus (siehe unter 4.). 

9. Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung?

Zur Antragstellung und -bearbeitung nutzen wir grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung ge-
mäß Artikel 22 DSGVO. 

10. Inwieweit werden meine Daten für die Profilbildung genutzt?

Eine automatisierte Verarbeitung Ihrer Daten mit dem Ziel der Bewertung persönlicher Aspekte (Profiling) findet 
nicht statt. 

11. Inwieweit werden meine Daten für Direktwerbung genutzt?
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Eine Verarbeitung mit dem Ziel der Direktwerbung findet nicht statt. 

12. Informationen über Ihr Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DSGVO Einzelfallbezogenes Widerspruchs-
recht

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verar-
beitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO 
(Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO (Datenverarbeitung auf 
der Grundlage einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen. 
Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir 
können zwingende berechtigte Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freihei-
ten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen. 

Empfänger eines Widerspruchs 

Der Widerspruch kann formfrei mit dem Betreff „Widerspruch“ unter Angabe Ihres Namens, Ihrer Adresse und 
Ihres 
Geburtsdatums erfolgen und sollte gerichtet werden an: 

(1) Ihre zuständige Bewilligungsstelle, also dort, wo Sie Ihren Förderantrag gestellt haben oder an die

(2) Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
– rechtlich unselbstständige Anstalt in der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale –Abteilung 

Landwirtschaftsförderung
Kaiserleistr. 29 - 35
63067 Offenbach
E-Mail: datenschutz-zahlstelle@wibank.de


